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tion auf dem Bau- und Wohnungssektor in Luxem-
burg nachdenkt.

Sind sich die Gemeindeväter überhaupt bewußt,
welche Probleme in bezug auf das soziale Leben in
ihrer Ortschaft entstehen können, wenn diese zu
schnell wächst (Verlust der Identität, Störung der
Dorfgemeinschaft durch Aneinandervorbeileben
der Alteingesessenen und der Hinzugezogenen,

Druck auf das Vereinsleben durch neue Freizeitwün-
sche usw.) ?

Müßte nicht endlich mal eine grundsätzliche politi-
sche Debatte da rüber geführt werden, wie die Gesell-
schaft in Luxemburg im Jahre 2000 und darüber
hinaus aussehen sollte?

Ed. Melchior

Raumplanung und
Naturschutz

Eine hochgesteckte
Zielsetzung....

Das Raumplanungsgesetz von 1974 zählt in seinen
Zielsetzungen ebenfalls den Schutz der Natur und der
Naturgüter auf. In dem Leitprogramm der Landespla-
nung von 1978 wird außer dem Hervorstreichen der
Wohlfahrtswirkungen des Waldes und des Schutzes
zum Erhalt der Waldfläche nur gesagt, daß es in
Sachen Naturschutz mehr darauf ankommt, die be-
stehende Gesetzgebung anzuwenden als neue
Gesetze zu erstellen, und daß alle Schichten der Be-
völkerung in diesem Sinne sensibilisiert werden
sollten.

fe zu sichern sind, im besonderen durch die Schaf-
fung von Schutzzonen und einer Harmonisierung der
Beziehungen zwischen dem Ackerbau und der natür-
lichen Umwelt.
Eine großspurige 30-seitige Absichtserklärung der
Regierung zum Teilplan Naturschutz der Raumpla-
nung war 1981 auf die Naturproblematik eingegan-
gen und hatte einen detaillierten Gesamtplan mit den
schützenswerten Gebieten, Landschaften,, Natur-
denkmälern und dem Erhalt des ländlichen Raumes
aufgestellt, mitsamt einem Aktionsprogramm, der
die zeitlichen Schritte der Unterschutzstellung be-
kanntgab. Diesem Zeitplan gemäß sollte ab 1981 bis
1984 das gesamte Programm bewältigt werden.

In der Novellierung des Leitprogrammes von 1988,
wird dann hinzugefügt, daß der Erhalt von Fauna und
Flora im wesentlichen vom Schutz der Naturräume
abhängt, deren Integrität gegen menschliche Eingrif-
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... und klägliche Resultate

Uni es gleich vorwegzunehmen: das aufgestellte Ak-
tionsprogramm 1981-1984 wurde
in dem vorgeschriebenen Zeitraum
nicht in Angriff genommen, ge-
schweige denn realisiert.
Selbstverständlich kann man an-
führen, daß das Aktionsprogramm,

	  das in vier Jahren praktisch alle
Naturschutzprobleme in Luxem-
burg gelöst hätte, viel zu an-
spruchsvoll und deshalb nicht
durchführbar war. Zu denken gibt
aber immerhin der Umstand, daß
dieses Programm komplett igno-
riert wurde, dermaßen, daß bei Ge-
legenheit seines 10-jährigen "Jubi-
läums", das die Umweltorganisa-
tionen dieses Jahr wahrnahmen,

	  eine Menge Verwaltungsleute und
Parlamentarier sich überhaupt
nicht oder nur vage an ein diesbe-
zügliches Dokument erilulerten.
Wenn auch in unserer Zeit die Flut
von Dokumentationsmaterial eher
desinformiert als informiert, muß
dem im vorliegenden Fall entge-
gengehaltén werden, daß die Re-
gierung mit offiziellen Absichtser-
klärungen auf dem Gebiet der
Raumplanung nicht uni sich wirft.
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Es sind sage und schreibe zwei solcher Dokumente
veröffentlicht worden: außer der Absichtserklärung
über Naturschutz von 1981 eine solche über Denk-
malschutz im Jahre 1988. Daß solche Absichtserklä-
rungen, die immerhin eine mittelfristige Regierungs-
politik bekanntgeben, übersehen werden, offenbart,
daß die Raumplanung in Luxemburg auf schwachen
Füßen steht.

Ein Mauerblümchendasein

Das Sekretariat für Raumplanung besteht seit 1970
nach einer Vorbereitungszeit ab 1970 im Staatsmini-
sterium. Von 1974 bis 1979 unterstand es dem Fi-
nanzminister, 1979 bis 1989 dem Staatsminister, ab
1989 ist es dem Minister für Raumplanung und
Umwelt unterstellt.

Als übergeordnetes Koordinationsorgan müßte das
Raumplanungsamt dem Regierungsmitgl ied mit dem
größtmöglichen Koordinationsvermögen, dein
Staatsminister, zugeteilt sein, dein es tatsächlich
während zehn Jahren unterstand. Dem Staatsminister
scheint die Raumplanung nicht ans Herz gewachsen
zu sein, denn er trat sie bei der letzten Regierungsbil-
dung offensichtlich ohne Bedauern an einen Mini-
sterkollegen ab.

Als "Sekretariat", nicht als Dienststelle (service) und
natürlich nicht als Verwaltung darf das Raumord-
nungsorgan auftreten. Die Bezeichnung "Sekretari-
at" macht deutlich, mit welcher Vorsicht die Raum-
planung angegangen wurde. Wollte man damit nicht
schon zum Ausdruck bringen, daß diesem Organ die

Flügel gestutzt bleiben sollten, daß es gegenüber
anderen "Verwaltungen" und "Ministerien" nicht als
gleichberechtigt zu betrachten sei? Bis vor kurzem
ein Einmannbetrieb, fragt man sich ebenfalls, wie ein
Amt, dessen Hauptaufgabenbereich die Koordina-
tion der von der Raumplanung betroffenen Instanzen
ist, um ein von der Regierung bestelltes Raumpla-
nungskonzept auszuarbeiten, und das darüber hinaus
sicher auch die Durchführung in Raum und Zeit zu
überprüfen hat (wer sollte es sonst tun?), mit einem
einzigen Akademiker auskommen konnte, wenn es
den gestellten Aufgaben gerecht werden wollte.

Erwartungen

Der Schutz der Natur, mehr als die übrigen Kompo-
nenten des Umweltschutzes, hat keine einflußreiche,
begüterte Lobby, die einen gewichtigen Druck auf
die Entscheidungsträger ausüben könnte. Darüber
dürfen auch die sehr lauten Stimmen aus den Reihen
der Natur- und Umweltschutzorganisationen nicht
hinwegtäuschen. Naturschutz ist ein schwaches
Glied in der Kette der Raumnutzung, das ständig
starkem Druck von Ökonomie und Freizeitaktivitä-
ten ausgesetzt ist und ohne Unterstützung nicht
standhält.

Im Abschlußbericht der offiziellen bundesdeutschen
Projetkgruppe "Aktionsprogramm Ökologie" von
1983 heißt es: "Ökologie im Kontext zur Raumpla-
nung ist weder Naturschutz noch Fortschrittsglaube,
sondern Erhaltung, Pflege, Entwicklung von Ökosy-
stemen mit dem Ziel, die Lebensgrundlagen für den
Menschen und alle anderen Organismen zu erhalten
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bzw. zu verbessern", und weiter: "Die wichtigste
Aufgabe der Raumordnung liegt darin, isolierte Ein-
zelforderungen in ihrer Wirkung auf das System zu
prüfen bzw. Forderungen aus der Systementwick-
lung herauszustellen und diese zu realisieren."

Wenn Raumplanung ihrer Rolle als angewandte
Ökologie gerecht werden soll, muß der Schutz der
Natur in ihrem planerischen Wirken, in der Koordi-
nierung der einzuschaltenden Behörden und Bürger,
aber auch durch ihre Einflußnahme auf die Durch-
führung des festgelegten Planes einen breiten Raum
einnehmen.

Um ihre hehren Ziele im Bereich des Naturschutzes
- auch in anderen Bereichen - zu erreichen, muß sich
die Raumplanung neu orientieren.

Laut Regierungsbeschluß soll am 1. Januar 1992 ein
eigenständiges Raumplanungsministerium anlaufen.
Die folgenden Überlegungen sollen als Anregungen
für die neue Dienststelle angesehen werden:

1. Raumplanung geht alle an

Ganz gleich, ob es sich um globale oder sektorielle,
lokale, regionale oder nationale Planungsprojekte
handelt, an der Planungsarbeit müssen alle Betroffe-
nen und Interessierten, auf vertikaler und horizonta-
ler Ebene, beteiligt werden. Parlament, Ministerien,
Staats- und Gemeindeverwaltungen, repräsentative
Bürgergremien und Vereinigungen sowie der einzel-
ne Bürger haben ihr Wort mitzureden, je nach der
Tragweite des Projektes und des Planungsraumes,
und dies ab Beginn der Planung und nicht erst - wie
im Raumplanungsgesetz von 1974 festgesetzt- in der
Schlußphase, wenn ein fertiger Plan vorgestellt wird.

Gerade für Naturschutzplanung ist eine Diskussions-
phase von großer Bedeutung. An den Beispielen von
"Haff Réimech" - ein Gebiet, das während des euro-
päischen Umweltjahres in eine Liste von 33 beson-
ders wichtigen europäischen Naturschutzgebieten
aufgenommen wurde und für das seit 1985 ein ge-
setzlich verankerter Amenagierungsplan besteht -
und Naturpark Obersauer ist zu ersehen, wie sich un-
demokratisches Vorgehen bitter rächt.

Raumplanungsamt vorgelegten Studien wenig Be-
achtung finden.

Dieser Zustand gründet teilweise darin, daß die ein-
zelnen Instanzen nicht erpicht sind, ihre eigene
Planung aufgrund der Weisung einer horizontal ge-
lagerten Dienststelle zu gestalten oder zu revidieren,
und es bedarf einer grundlegenden Aufwertung der
Raumplanung, um zu einer unbedingt erforderlichen
Koordinierung zu kommen, im Interesse der Effi-
zienz der Raumplanung, die ohne Mitarbeit der aus-
führenden Instanzen nicht konkretisiert werden
kann.

Zwischen dem Raumplanungsamt, den politischen
Entscheidungsträgern auf nationaler und kommuna-
ler Ebene, den Ministerien und Verwaltungen muß in
ständigem Informationsfluß und Dialog die bestmög-
liche Planung herausgearbeitet und das Interesse und
das Bewußtwerden für die Notwendigkeit der Aus-
führung geweckt werden.

Bei den Ausweisungsprozeduren für Natur- und
Landschaftschutzgebiete verdient der Dialog mit der
Landwirtschaft, dein Tourismus und der Straßenbau-
verwaltung besondere Beachtung. Die Straßenbau-
verwaltung hat einen Koordinator für Naturschutzbe-
lange ernannt. Es ist erstaunlich, daß die Landwirt-
schaft noch nicht nachgezogen hat, wo doch gerade
im landwirtscha fliehen Bereich sehr viele Konflikt-
situationen auftreten.

3. Das Wohl der Allgemeinheit muß ausschlagge-
bend sein.

Interessenausgleich und Abwägungsprozess dürfen
nicht durch politische Macht und Einfluß entschie-
den werden. Die Optimierung eines abgestimmten
Verwaltungshandelns muß durch entsprechende Or-
ganisationsformen gewährleistet werden. Die Um-
weltverträglichkeitsprüfung sollte ein Instrument der
integrativen Verwaltungsarbeit sein. Es darf in
keinem Fall dazu kommen, daß Entscheidungen aus-
schließlich fachbezogen (Wirtschaft) oder ressortbe-
zogen (Behörden) oder branchenbezogen (Landwirt-
schaft) gefällt werden. Aufgabe der Raumplanung ist
es, derart vielfach schwerwiegende Fehler zu vermei -

demi.
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Das Raumplanungsamt darf sich nicht auf die tech-
nische Arbeit beschränken, es muß auch den Auftrag
haben, das Konzept mit allen Beteiligten zu erarbei-
ten und abzustimmen. Eine verstärkte Demokratisie-
rung muß in allen Phasen des Planungsablaufes rea-
lisiert werden. Dazu bedarf es allerding ciner dem-
entsprechenden Personalausstattung dieses Amtes.

2. Eine bessere Koordination der öffentlichen In-
stanzen ist unerläßlich.

Auf die Bedeutung des Raumplanungsamtes als Ko-
ordinationsorgan ist bereits hingewiesen worden.
Der aktuelle Tiefstand dieser Obliegenheit, an denn
der politische Willen oder, besser gesagt, Unwillen
wohl Hauptursache ist, hat dazu geführt, daß die
Arbeit des Raumordnungsamtes wenig Widerhall
und Begeisterung bei verschiedenen Ministerien und
Verwaltungen bewirkt, die Zusammenarbeit auf ein
absolutes Minimum beschränkt ist und die vom

Raumordnung darf nicht auf Kosten des Naturschut-
zes betrieben werden. Es muß der Natur den ihr ge-
bührenden Raum erhalten bleiben und die ökologi-
sche Komponente muß bei jeglicher Raumordnungs-
planung berücksichtigt werden.

4. Raumplanung auf regionaler Basis ist gefragt.

Wenn wir davon ausgehen, daß Raumplanung, um
wirksam zu sein und ausgeführt zu werden, von der
Bevölkerung begleitet, bejaht und getragen werden
muß, scheint es natürlich, daß die geplanten Optio-
nen verständlich und räumlich übersehbar sind.

Dieser Grundsatz gilt auch für Naturschutz. Auf re-
gionaleng Plan ist Naturschutzpolitik überschaubar
und im Verein mit den Vertretern der Einwohner-
schaft leichter durchführbar als auf Landesebene.
Auf der Basis des Gesetzprojektes "Naturpark", das
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zur Zeit auf den Instanzenweg geht, hat die Raum-
planung Gelegenheit in Erscheinung zu treten und in
Zusammenarbeit mit den regionalen und lokalen
Vertretern vor Ort Raumordnung als Integrationspo-
litik zu betreiben.

Hoffen wir, daß dieser wertvolle Ansatzpunkt
genutzt wird, um das Defizit in den Naturschutzrea-
lisationen zu beheben!

René Schmitt

Aménagement du territoire
et milieu rural

L'exemple du canton de Capellen

"Le sol est un bien rare et non susceptible d'aug-
mentation. Il convient de le ménager au mieux en
évitant son gaspillage quantitatif et sa dégrada-
tion qualitative."

Tel était le principe-clef (article 25) du programme
directeur de l'aménagement du territoire du 6.4.1978.
Ce programme qui englobait toute une panoplie
d'outils pouvant contribuer à moyen terme - 15 à 20
ans - au maintien de la qualité de vie dans notre petit
pays. Qualité de vie qui, hélas, a été trop souvent
confondue avec style de vie; c.-à-d. habiter, travail-
ler, consommer, se déplacer, se détendre... Style de
vie qui nous a amené 15 ans plus tard vers une désor-
ganisation chaotique, du moins dans notre capitale et
son agglomération. Et ce malgré le programme direc-
teur de l'aménagement du territoire de 1978 qui son-
nait l'alarme déjà à l'époque. Il faut toutefois exclure
une centralisation excessive de l'urbanisation sur la
ville de Luxembourg."

Cette centralisation a eu lieu, avec toutes les consé-
quences néfastes commues; et voilà maintenant que ce
fléau s'étend comme un cancer autour de la capitale,
surtout vers le canton de Capellen, entre Strassen et
Steinfort. Ce canton a connu ces 10 dernières années
une augmentation de sa population de 17,9 % alors
qu'il y eut dimunition de la population à Luxem-
bourg-Centre de 4,3%.

Dans le canton de Capellera, c'est la commune de
Kehlen qui a battu le triste record avec une hausse de
62% de sa population, la population ayant même dou-
blé dans cette commune ces 15 dernières années...
Néanmoins, nos politiciens locaux sont fiers de cette
évolution, car l'augmentation de la population a me-
né notre commune du système électoral majoritaire
au système à la proportionnelle, ce qui paraît - au
premier abord - salutaire à tous les partis politiques
toujours en voie de prolifération. Et ce bien que l'aug-
mentation de la population soit due en majeure partie
aux non-votants, c.-à-d. aux étrangers ... Car c'est
grâce aux impôts de cette population toujours en aug-
mentation que les élus réaliseront les promesses élec-
torales de leurs partis respectifs.... Aussi, nos respon-
sables, en quête de nouveaux terrains pour agrandir
nos villages dortoirs, pêchent-ils - avec les promo-
teurs - "la revalorisation par la destruction."

Comme le prédisait le programme directeur de l'a-
ménagement du territoire en 1978: "La consomma-

tion d'espace à des fins non-agricoles a tendance à
augmenter avec le niveau de vie des habitants; la ré-
duction de la surface agricole se poursuivra." Mais le
même programme prévoyait que les principales
pertes de superficies agricoles resteraient situées à la
périphérie des agglomérations et le long des tracés
d'infrastructure.

Et voilà nos agriculteurs des zones interurbaines non
seulement empêtrés dans le labyrinthe sans issue de
la PAC (politique agricole commune), mais les voici
harcelés par des promoteurs et élus communaux qui,
fébrilement, voudraient mettre le grappin sur ces
terres agricoles pour les "aménager" en terrain à bâtir.

Et d'autres agriculteurs, que la PAC dirigiste a réussi
enfin à éliminer pour de bon, viennent demander aux
responsables l'insertion de leurs terrains dans le plan
d'aménagement ... afin de pouvoir payer leurs
dettes... Le conflit de l'agriculteur est programmé:
faut-il vendre une partie de ses terres pour essayer de
survivre tout en bétonnant toujours plus de surfaces
agraires et en soutenant ainsi l'exode des citadins
vers les campagnes proches des villes, ou vaut-il
Mieux préserver ses terres du bulldozer et protéger
1'environn'environnement naturel pour les générations fu-
tures? L'incompréhension totale de la part des nou-
velles populations résidentielles vis à-vis de la tâche
si complexe et difficile du cultivateur n'arrange en
rien les choses.

Dans la commune de Kehlen, il ne restera de la zone-
encore agricole en 1975, que des miettes en l'an
2000. Nous vivons déjà en zone interurbaine. Les
conditions de vie et de travail de l'agriculteur sont
devenues de plus en plus difficiles, la qualité de vie
le long du CR 103 renouvellé qui traverse notre com-
mune de Capellen par 01m, Kehlen, Keispelt vers
Mersch est tombée à zéro; le trafic intense et très dan-
gereux sur cette route reliant la sortie de l'autoroute
à Capellen aux régions du Nord rend les conditions
de travail de l'agriculteur extrêmement périlleuses
(250 voitures en 1970, 5500 voitures par jour en
1990 - dont plus de 1000 camions).

"Du h... Bauer, verschwann mat dénge Kéi vun der
Strooss", exclamation entendue depuis des années
par nos agriculteurs essayant de traverser le CR103
avec leur bêtes ou avec leur tracteur. Rien d'étonnant
à ce que les dernières exploitations laitières dans no-
tre village aient cessé la production. Et cela malgré

"Nur wenige
Politiker sind
sich der
globalen Natur
der anstehen-
den Probleme
ausreichend
bewußt, und
sie haben
kaum eine
Ahnung von
den Wechsel-
wirkungen
dieser
Probleme."
Club of Rome
1990
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